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Akteneinsicht im Kindesschutzverfahren

Sachverhalt

Kurz zur Situation:

- Kind, geb. 25.11.1992, - Eltern nicht verheiratet, - Elterliche Sorge und Aufenthalt bei der Mutter, - Häufiger Kontakt zum Vater, - Eltern sprechen nicht miteinander und daher viele Missverständnisse

- Erziehungsbeistandschaft 308 zur Informationsvermittlung wurde im Februar 2002 im gemeinsamen Einverständnis der Eltern aufgehoben.

- Es gab wieder einen Konflikt zwischen den Eltern und der Vater weigert sich erneut mit der Mutter die Besuchszeiten zu regeln. Er stellt einen Antrag auf eine Erziehungsbeistandschaft, welche im Juni 2002 durch die VB abgelehnt wurden. Der Vater verweigert die direkte Unterhaltszahlung an die Mutter.

- Im April 2003 stellt sein Rechtsanwalt in seinem Namen ein Antrag zur Errichtung eines 308 ZGB um den Kontakt zum Vater zu erhalten. Bei der Anhörung hat sich herausgestellt, dass der Kontakt zum Vater kein Problem darstellt. Im Gegenteil, der ist sogar sehr gut. Nun macht der Vater mit seinem RA eine Kindesgefährdungsmeldung in dem Sinne, als das der Knabe bei der Mutter psychisch gefährdet sei. Sie rauche Kanabis und konsumiere auch sonnst Drogen. Im weiteren sei sie aufbrausend und schreie den Sohn viel an.

Nun haben wir die Anhörungen von allen Parteien inkl. Knabe und Tagesmutter durchgeführt. Darauf haben wir alle Parteien zum gemeinsamen Gespräch eingeladen. Nun möchte der RA vom Vater Kopien der Anhörungen. 

Müssen wir bei Abklärungen einer Kindesgefährdung Akteneinsicht gewähren?

Erwägungen

Es läuft ein offizielles Verwaltungsverfahren und im Rahmen dieses Verfahrens haben die Parteien ein Akteneinsichtsrecht. Dieses ist Teil des rechtlichen Gehörs. Die Akteneinsicht erstreckt sich auf alle Akten, die den Entscheid der Behörde beeinflussen und dazu gehören sicher die Anhörungsprotokolle. 
Eine Einschränkung des Akteneinsichtsrechts ist grundsätzlich möglich, jedoch unter strengen Voraussetzungen: es müssen überwiegende öffentliche oder private Interessen auf dem Spiel stehen, die höher zu gewichten sind als das Recht auf Akteneinsicht. Dies ist hier wohl kaum der Fall. Falls Sie die Akteneinsicht beschränken oder verweigern, ist dies in einem Beschluss mit Rechtsmittelbelehrung zu eröffnen (Beschwerde nach Art. 420 ZGB). Ich habe dazu in der Mustersammlung Kindes- und Adoptionsrecht, 3. Auflage, S. 16ff. und in meiner Wegleitung für vormundschaftliche Organe, 3. Aufl. S. 179 ff. Ausführungen gemacht.
Christoph Häfeli

Luzern, 24. Juli 2003
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